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Deutſchland. 
Berlin, 17. Februar. Se. Königl. Hoheit der Prinz⸗ 
Regent haben, im Namen Sr. Majeſtät des Königs, Allergvä⸗ 
digſt geruht: Den außerordentlichen Geſandten und bevollmäch⸗ 
ligten Miniſter, Kammerherrn, Grafen von Redern, zum Wirk⸗ 
lichen Geheimen Rath mit dem Prädikate „Exzellenz“ zu er⸗ 
nennen; und dem Kreisrichter a. D. Helfft zu Berlin den Cha⸗ 
rakter als Juſtizrath zu verleihen. 

Berlin, 17. Februar. Man ſchreibt der „Allg. Ztg.“: 
Meine Mittheilungen über den geiſtig unbefriedigenden Entwid- 
lungs zuſtand des Kindes von Frankreich, welche bald darauf 
von andern Seiten dahin erweitert wurden, daß daſſelbe taub⸗ 
ſiumm fer, haben in dieſen Tagen eine bedeutſame Beſtätigung 
erhalten. Es find nämlich im höhern auswärtigen Auftrag uns 
ter der Hend höchſt vertrauliche Nachfragen nach betreffenden 
ärztlichen Autoritäten angeſtellt worden, wobei zugleich der Wunſch 
angedeutet wurde, daß ſie ſich zu einer Konſultationsreiſe nach 
Paris entſchließen möchten. Ein hieſiges, für ſolche Notizen 
nicht unwichtiges, kleines Blatt, bringt bereits ebenfalls eine 
bezügliche Andeutung. 

— Der folgende Antrag iſt im Herrenhauſe eingebracht 
worden: Das Herrenhaus wolle beſchließen: „die Staatsregie⸗ 
rung aufzufordern, daß ſie 1) die für exportirten Spiritus ſeit⸗ 
her gewährte Steuer⸗Bon fikation baldigſt auf einen der wirklich 
erhobenen Maiſch-Steuer entſprechenden Betrag erhöht; 2) 
im Verein mit den übrigen Zollvereins-Staaten eine geſetzliche 
Beſtimmung baldmöglichſt herbeiführt, wonach für exportirten 
Rückenzucker eine der erhobenen Steuer entſprechende Bonifika⸗ 
tion bewilligt wird.“ 

— Den Kammern iſt nun ein Geſetzentwurf wegen Eins 

bung der „fakultativen Civil⸗Ehe“ vorgelegt, ſo daß alſo auch 
urch „bürgerlichen“ Akt künftig in Preußen eine gültige Ehe 
geſchloſſen werden könnte. Beide Arten der ehelichen Verbin⸗ 
dung — die kirchliche Einſegnung und die Civil-Ehe — beſtän⸗ 
den dann neben einander, und die Brautpaare könnten zwiſchen 
beiden wählen. — Der Evangeliſche Oberkirchenrath hat in 
Folge einer Ordre Sr. K. H. des Prinzen + Regenten an die 
Konſiſtorien die Verfügung erlaſſen, daß die Kabinets⸗Ordre 
Sr. Maj. des Königs aus dem Jahre 1846 aufrecht er⸗ 
halten werden müſſe, nach welcher kein Geiſtlicher zur 
Trauung widerkirchlich geſchiedener Perſonen gezwungen wer⸗ 
den darf. Ueber ſolche Fälle, wo die Konſiſtorien die beantragte 
rauung glauben verweigern zu müſſen, haben fie an den Ober, 
lirchenrath zu berichten, der dann darüber entſcheiden ſoll. 

Berlin, 17. Februar. Die Petitions-⸗Kommiſſion des 
Abgeorductenhauſes hat den Antrag geſtellt, einige Petitionen 
um Wiederherſtellung der geheimen Abſtimmung bei 
den Wahlen der Staatsregierung zur Berückfichtigung bei dem 
bald zu erlaſſenden Wahlgeſetze zu überweifen. Der weſentliche 
Jahalt des betreffenden Kommiſſionsberichts iſt Folgender: 

Der Kommiſſion haben zwei wörtlich gleichlautende Peti⸗ 
tionen mit dem Datum Loslau, den 17., und Golkowitz, Kreis 
Rybnik, den 20. Januar 1859, von dem Grafen Eduard Rei⸗ 
chenbach, verſchiedenen Bauergutsbeſitzern, Handwerkern und 
Häuslern unterzeichnet, zur Berathung vorgelegen. Darin wird 
ausgeführt, daß das preußiſche Volk, durch ſeine unübetroffenen 
Schulen und Militair⸗Einrichtungen erzogen, zu den gebildetſten 
Völkern der Erde gehöre und als ſolches das Bedürfniß habe, 
an dem Leben der Geſammtheit des Staates Theil zu nehmen. 
Nichtsdeſtoweniger habe ſich bei den letzten Wahlen zum Ab⸗ 
geordnetenhauſe — dieſem Hauptalte der politiſchen Thätigkeit, 
an welchem den Maſſen ſich zu betheiligen vergönnt ſei — eine 
nur ſeyr geringe Tyeilnahme gezeigt. Den Grund dieſer Er⸗ 
ſcheinung ſuchen ſie lediglich in der öffentlichen Abſtimmung bei 
der Wahl, welche es verhindere, der wahren Ueberzeugung zu 
olgen, ja da Verfolgungen eintreten laſſe, wo der Schwache 
fich dem Mächtigen nicht beuge. Hätten nun alle älteren preu⸗ 
diſchen Wahlgeſetze geheime Abſtimmung gehabt und fände folche 
zum Theil jetzt noch ftatt, fo köaue die innerſte Geſinnung des 

olkes nur durch Wiedereinführung derſelben zur Oberfläche 
gebracht werden. Ruh igen Gang der Entwickelung wünſchend 
und vor einem durch geſteigerte Spannung herbeigeführten Schlag 
er Ausgleichung warnend, tragen ſte die Bitte vor: „das hohe 
aus der Abgeordneten möge ſolchen ruhigen Gang der Ent⸗ 
wickelung für alle Zeiten zu ſichern ſuchen, indem es für Wie⸗ 
n der geheimen Abſtimmung bei den Wahlen wirk⸗ 
in ſei.“ 

Einſtimmig wurde von der Kommiſſion das dringende Be⸗ 
dürfniß der möglichſt baldigen Emanation eines Wahlgeſetzes 
— jedenfalls noch während der Dauer der gegenwärligen Le⸗ 

islatur-Pertode — auerkannt, und ebenſo der enge Zuſammen⸗ 
ang, in welchem das Art. 69 der Verfaſſung verheißene, mehr⸗ 
800 ſchon beantragte Geſetz wegen Jeſiſtellung der Wahl⸗ 

ezirte ſtehe. Auch konnte nicht in Abrede geſtellt werden, 
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daß nach Anleitung des Art. 70 der Verfaſſung durch eine | 


ländliche Gemeinde⸗Ordnung für die öſtlichen Provinzen gleich⸗ 
zeitig nicht nur die aktive Wablberechtigung, ſondern auch die 
Zahl der Wähler eines jeden Bezirkes feſtgeſtellt werden müſſe, 
um einen Einklang des gedachten Verfaſſungs⸗Artikels mit dem 
abweichenden $. 8 der Wahl⸗Verorduung vom 30. Mai 1849 
zu erzielen. 

In Bezug auf den Wahlmodus führt die Majorität der 
Kommiſſion aus, daß durch eine ſchon jetzt abgegebene zuſtim⸗ 
mende Erklärung für geheime Abſtimmung dem Wahlgeſetze ſelbſt 
keineswegs präjudizirt werde, indem der Abſtimmungsmodus 
ganz unabhängig von den übrigen Beſtimmungen eines Wahl⸗ 
geſetzes feſtſtehen könne. Müſſe man auch zugeben, daß beide 
Wahlarten ihre eigenthümlichen Vortheile wie Nachtheile hätten, 
ſo ſprächen doch zu viele Gründe zu Gunſten der geheimen Ab⸗ 
ſtimmung, als daß man derſelben nicht den Vorzug geben, deren 
baldige Wiedereinführung aufs Wärmſte befürworten müßte. 
Der Zweck aller Wahlen könnte lediglich nur der ſein: die wahre 
unverfälſchte Meinung der Abſtimmenden kennen zu lernen, und 
die Wähler auf der andern Seite in den Stand zu ſetzen, 
frei ihre wirkliche Ueberzeugung auszudrücken. Die Wahlen 
ſeit Erlaß der Verordnung vom 30. Mai 1849 hätten aber 
nur zu ſehr dargethan, welche Rückſichtsnahmen und Be⸗ 
ſchränkungen den Wählern auferlegt, welche Bedrohungen 
und wirkliche Nachtheile ihnen in Beurtheilung der Stimm⸗ 
abgabe direkt oder indirekt zugefügt werden könnten, wel⸗ 
chen großen Einfluß die öffentliche Stimmabgabe der Regie- 
rung und ihren Beamten im Allgemeinen und in Sonderheit 
denjenigen gewährte, welche mit Leitung der Wahl⸗Verhandlun⸗ 
gen betraut würden. Terrorismus von Seiten der Regierung 
wie in aufgeregten Zeiten von Seiten der Maſſe, wäre bei ge⸗ 
heimer Abſtimmung weniger möglich, da ihr Reſultat ſchwerer 


zu ermitteln ſei, während es bei offener Abſtimmung ſtets klar 


zu Tage liege. Das Volk im Ganzen vermöge, bei aller mora⸗ 
liſchen Kraft und Charalkterfeſtigkeit des Einzelnen, aus Furcht 
vor direktem Schaden und indirekten Nachtheilen, ſich noch nicht 
aller Rückſichtenahmen zu entſchlagen, und öffentlich feiner Ge- 
ſinnung wahren Ausdruck zu geben. Am allerwenigſten könne 
dies beim Militair in öffentlicher Abſtimmung der Fall ſein, 
vielmehr werde bei dieſem die Wahl ſtets ein Handeln nach 
Kommando bleiben. Abgeſehen aber von ſolchen Beeinfluſſun⸗ 
gen der Regierung und ihrer Beamten, wirke die öffentliche 
mündliche Abſtimmung ſogar in gewerbliche und geſellige Ver⸗ 
hältniſſe ein, veranlaſſe nachbarlichen Zwiſt und Privatfeind⸗ 
ſchaften. Wahlenthaltungen, in Folge des Beſtrebens, ſolche 
Nachtheile zu vermeiden, erzeugten bei Mitbürgern gleiche Ver⸗ 
achtung wie die Verleugnung der wahren Meinung. Beſtechun⸗ 
gen, wenn auch nicht ganz zu beſeitigen, fänden in geheimer Ab⸗ 
ſtimmung das einzige Gegenmittel, da eine Einwirkung von 
Außen bei ſolcher ſich mindeſtens viel ſchwerer bewerkſtelligen 
ließe. Endlich noch werde nie ein Geſetz zu ermöglichen ſein, 
um diejenigen vor Vexationen, Chikanen, Jutriguen zu ſchützen 
und zu bewahren, welche, ihrer pflichtmäßigen Ueberzeugung fol⸗ 
gend, ſich das Mißfallen Höhergeſtellter und Mächtigerer zuge⸗ 
zogen, eben ſo wenig als es anderwärts gelungen, ein ſolches 
erfolgreich gegen Beſtechungen einzuführen. 

Mußte die Kommiſſion in ihrer Mehrheit ſich hiernach un⸗ 
bedingt für Wiedereinführung der Zettelwahlen im 
Allgemeinen erklären, und die alsbaldige Vorlegung eines Wahl— 
geſetzes mit dieſem Modus für dringlich erachten, ſo beſchloß 
ſie, der Hohen Kammer den Vorſchlag zu machen: „dieſe Petitio⸗ 
nen der fönigl. Staats⸗Regierung zur Berückſichtigung bei 
dem bald zu erlaſſenden Wahlgeſetze zu überweiſen.“ 


Berlin, 17. Februar. Der „Indep.“ telegraphirt man 
aus München: Das Wiener Kabinet hat in dieſem Augenblicke 
einen Schritt von hoher Bedeutung gethan. Graf Buol hat an 
die Staaten zweiten Ranges, von Baiern an, ein Rundſchrei⸗ 
ben gerichtet, worin er mit freudiger Genugthuung auf die Kund⸗ 
gebungen, die in Deutſchland ſeit Anfang dieſes Jahres her⸗ 
vorgetreten, hinweiſt und bemerkt, obwohl der Augenblick, um 
die Frage vor den deutſchen Bund zu bringen, noch nicht ge⸗ 
kommen, fo dürfte es doch wünſchenswerth fein, ſchon jetzt Ge⸗ 
wißheit darüber zu erlangen, wie die deutſchen Regierungen ge⸗ 
finnt ſeien, falls ein Krieg mit Sardinien allein oder mit Frank- 
reich und Sardinien zuſammen ausbrechen ſollte. Dieſes Rund- 
ſchreiben, das geheim bleiben ſoll, iſt ſehr umfangreich und 
trägt das Datum des 5. Februar 1859 und die Unterſchrift des 
Grafen Buol. Da es an Preußen nicht gerichtet iſt, ſo wurde 
es demſelben erſt einige Tage nach dem Tage, von dem es da⸗ 
tirt iſt, eſſiztös mitgetheilt. 

— Wir theilen mit, daß dem Kaufmann Jakob Rieſen 
in Elbing die entzogene Buchdrucker⸗Konzeſſion dem⸗ 
nächſt zurückgegeben werden wird. — Der „Neue Elb. Anz.“ 
beſtätigt dieſe Nachricht inſoweit, als ein Schreiben des Herrn 
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Miniſter des Innern vom 11. Februar, welches an den Kauf⸗ 
mann Jakob Rieſen gerichtet iſt und das am 12. in Elbing 
eintraf, denſelben in Kenntniß ſetzt, daß die betreffende Verfü⸗ 
gung an die königl. Regierung in Danzig abgegangen. Die 
letztere hat zwar die entzogene Konzeſſion noch nicht zurück ge⸗ 
geben, es iſt jedoch nicht zu bezweifeln, daß dies in kürzeſter 
Friſt geſchehen, und dadurch der erſte Theil einer von Jakob 
Rieſen an das Abgeordnetenhaus gerichteten Petition erledigt 
werden wird. Das Schreiben des Miniſters des Innern lautet: 

„In Folge anderweiter Erwägung Ihres Antrages vom 
1. Dezember v. J. habe ich die königliche Regierung zu Dan⸗ 
zig veranlaßt, Ihnen die Konzeſſion zum Betriebe des Buch⸗ 
drucker⸗Gewerbes nunmehr ohne nochmalige Prüfung 
zu ertheilen. Berlin, den 11. Februar 1859. 


An Flottwell. 
den Herrn Jakob Rieſen zu Elbing.“ 

— Dem Berichte über den dem Prinzen Friedrich Wilhelm 
von den hieſigen Studirenden gebrachten Fackelzug fügen wir 
noch hinzu, daß der Sprecher der Deputation stud. med. Hert⸗ 
wig etwa folgende Anſprache an den Prinzen hielt: „Bei dem 
allgemeinen Jubel, der bei der frohen Kunde von der Geburt 
eines Prinzen durch das Land erklungen, habe die akademiſche 
Jugend der Univerfität Berlin nicht zurückbleiben, fie habe viel⸗ 
mehr in einem öffentlichen Akte ihre Theilnahme an dieſem glück⸗ 
lichen Ereigniß bekunden wollen. Die hier aus der Mitte der 
Studentenſchaft erſchienene Deputation bringe daher die aus 
innerſtem Herzem entſproſſenen Glückwünſche derſelben dar. Mögen 
dem Sproſſen des hohenzollernſchen Hauſes nur frohe glückliche 
Tage beſchieden fein, möge er feinen hohen Ahnen gleichen und 


jo wie dieſe dem Lande zum Segen und Ruhme erwachſen.“ — 


Der Prinz erwiederte darauf folgendes: „Meine Herren! Von 
den zahlreichen Deputationen, die ich aus allen Theilen des Lan⸗ 
des erhalten habe, ſind Sie mir vor allen lieb, und freut es 
mich um ſo mehr von Ihrer Seite Zeichen der Theilnahme er⸗ 
halten zu haben, da ich ja ſelbſt längere Zeit Student geweſen 
bin. Empfangen Sie meinen herzlichſten Dank für Ihre freund⸗ 
lichen Wünſche; wenn Gottes Gnade den Prinzen am Leben 
erhält, werde ich mich bemühen ihn ſo zu erziehen, daß er der⸗ 
einſt dem Lande zum Segen gereichen könne.“ — Darauf ließ 
ſich der Prinz jedes der 13 Mitglieder der Deputation vorſtellen 
und beauftragte fie ſchließlich, der Studentenſchaft feinen herz⸗ 
lichen Dank auszuſprechen. 

— Ihre Majeſtät die Königin haben von Rom aus Bes 
fehl erthellt, die Königl. Gemächer auf Schloß Sansſoucl für 
die zweite Hälfte des Monat April in Bereitſchaft zu ſetzen. 

— Die Taufe des Königl. Prinzen iſt, nach der „N. Pr. 
Z.“, auf den 5. März angeſetzt. 


Berlin, 17. Februar. (Vierzehnte Sitzung des 
Abgeordnetenhauſes). Eröffaung der Sitzung um 11¼ 
Fb Am Miniftertifhe: Simons, von Beihmann-Hollweg, von 

atow. 

Juſtizminiſter Simons: In Gemeinſchaft mit dem Hrn. 
Miniſter der geiſtlichen Angelegenheiten bin ich beauftragt, dem 
hohen Hauſe den Entwurf eines Geſetzes, das Ehe⸗ 
recht betreffend, zu überreichen. Der Geſetz⸗Eutwurf zer⸗ 
fällt in zwei Titel, deren einer von der Eheſchließung, der an⸗ 
dere von der Egeſcheidung handelt. In dem erſten iſt verſucht 
worden, die Schwierigkeiten zu beſeitigen, die ſich durch die 
Trauungsweigerungen geſchiedenen Perſonen gegenüber heraus- 
geſtellt haben, ſo wie diejenigen Schwierigkeiten, welche ſich 
ſonſt in dieſer Beziehung herausgeſtellt haben. Die Hülfe fol 
gewährt werden durch Ausdehnung der bürgerlichen Cheſchlie⸗ 
ßung und enthalte ich mich in dieſer Beziehung eines weiteren 
Eingetens, weil der Herr Kultusminiſter ſich vorbehalten hat, 
auf dieſen Punkt zurückzukommen. Sodann wendet ſich der 
erſte Titel zur Beſeitigung des Ehehinderniſſes, welches bisher 
die Ungleichheit des Standes hervorgerufen hat. Nach den 
Beſtimmungen des Allgem. Landrechts iſt eine zwiſchen einer 
Mannsperfon von Adel und einer dem niedern Bürger- oder 
Bauernſtande angehörigen Frauensperſon geſchloſſene Ehe un⸗ 
gültig. Die Aufhebung dieſer Beſtimmung hat ſich ſeit langen 
Zeiten als ein Bedürfniß herausgeſtellt. Die Angelegenheit iſt 
dadurch in eine beſondere Lage getreten, als die Frage aufge⸗ 
worfen wurde, ob dieſes Ehehinderniß nicht ſchon durch die 
Beſtimmungen der Verfaſſungsurkunde als beſeitizt angeſehen 
werden könne. In dieſer Beziehung ſind verſchiedene Stimmen 
laut geworden; doch hat der oberſte Gerichtshof angenommen, 
daß es nicht der Fall ſei, und es ſind in dem Falle, wo die 
Ehe bereits durch den Tod gelöſt war, den hinterbliebenen 
Kindern die Rechte der ehelichen Geburt abgeſprochen worden. 
Es kommt noch hinzu, daß die Grenzen, auf denen dies Ehe⸗ 
hinderniß beruht, ungemein ſchwankende ſind, und es ſtellt ſich 
das Bedürfniß der Abhülfe um fo dringender heraus. Der 
zweite Titel nimmt ſodann die ſchon früher verſuchte Ordnung 


des Eheſcheiduugsrechts wieder auf; die Regierung ift davon 
ausgegangen, alle Punkte aus dem Entwurf zu entfernen, bei 
welchen nach den früheren Verhandlungen auf ein Einverſtänd⸗ 
niß des Landtags nicht zu rechnen iſt. Es iſt daher im We⸗ 
ſentlichen nur der Theil aufrecht zu erhalten worden, der die 
Reduktion der Eheſcheidungsgründe ausſpricht, und weggelaſſen 
find, z. B. die früher projeklirten Beſtimmungen über die Ein⸗ 
führung einer zeitigen Trennung von Tiſch und Bett u. dgl. 
m. Das Geſetz iſt auf das Gebiet des Bedürfniſſes und der 
Angemeſſenheit zurückgeführt, und die Regierung hofft, die An⸗ 
gelegenheit mit Zuſtimmung des Landtags zu einem gedeihlichen 
Abſchluſſe zu bringen. (Der Miniſter beantragt die Ueberweil⸗ 
ſung der Vorlage an eine beſondere Kommiſſion.) 
Kultusminiſter v. Bethmann⸗Hollweg: Ich ergreife 
das Wort, weil es ſich hier um ein Verhältniß handelt, wo 
Staat und Kirche ſich berühren. Es gehört zur Aufgabe des 
mir durch Allerhöchſtes Vertrauen übertragenen Amtes, die Rechte 
und Intereſſen des Staates den verſchiedenen Religionsgeſell⸗ 
ſchaften gegenüber wahrzunehmen, doch ohne dieſen Geſellſchaften 
nahe zu treten (Bravo! rechts.) Wenn ich ihre Aufmerkſamkeit 
länger in Anſpruch nehme, ſo möge die Wichtigkeit der Sache 
mich rechtfertigen. Es handelt ſich um die Befriedigung eines 
tief gefühlten Bedürfniſſes der Zeit, um die Ausführung eines 
wichtigen Artikels unſers Staatsgrundgeſetzes (Bravo! rechts.) 
Die Reform des bürgerlichen Scheidungsrechts wurde bisher 
verfehlt, weil in dieſem Punkte Staat und Kirche gleichſam im 
Gemenge lagen, und die Aufdrängung des Lebensgeſetzes des 
einen für das andere Gebiet konnte nichts anderes als Wider⸗ 
ſpruch, Konflikt und Kampf hervorrufen. Es handelt ſich in 
dieſem Falle um die Löſung eines ſolchen Konfliktes. Die eine 
der beiden großen Religionsgeſellſchaften, in denen das Leben 
der Nation ſich bewegt, die katholiſche Kirche, getragen durch 
eine mehr als taufenpjährige rechtliche Organiſation, verfolgte 
ihren Weg, und der Staat verfolgte ebenſo den ſeinigen nach 
dem Geſetz, ſo daß in Beziehung auf das hier in Frage kom⸗ 
mende Verhältniß der Widerſpruch kaum gefühlt worden iſt. 
Dennoch, ſcheint mir, hat auch die katholiſche Kirche bei der 
vollen Freiheit, die fie genießt, ein weſentliches Yuterejje, durch 
das Eingehen auf dieſen Vorſchlaz ſich vor möglichen Eingriffen 
zu ſchützen. Nimmermehr würde das Recht, was ſie in Bezug 
auf die gemiſchte Ehe in Anſpruch nimmt, angezweifelt werden, 
hätte die bürgerliche Geſetzgebung bereits den Weg eingeſchlagen, 
den die am Rheine geltende längſt betreten hat. Die evangeli⸗ 
ſche Kirche lebt ſeit faſt 300 Jahren in Einheit mit dem preußi⸗ 
ſchen Staate in Bezug auf Ehe⸗ und Scheidungsrecht; es gab 
nur ein Ehe⸗ und Scheidungsrecht, und dies war ftaatli und 
kirchlich zugleich. Die Gerichte waren gemiſcht, und die Praxis 
hat ſich in ihnen gebildet. Schließlich iſt dieſe Gemeinſchaft in 
eine faſt völlige Unterdrückung der Kirche ausgeartet. Schon 
1748 wurde die Kirche des Eheſcheidungsrechts beraubt und dies 
auf die bürgerlichen Gerichte übertragen, was der große König 
ſelbſt 1782 tief zu bereuen volle Urſache hatte. Bei der neuen 
Verwaltungsorganiſation des Jahres 1808 wurde die letzte In⸗ 
ſtitution höberer Kirchenverwaltung aufgehoben, und die Kirche 
wurde ein Zweig der Staatsverwaltung. Seit dem Jahre der 
Drangſale und der Befreiung iſt in unſerem ganzen Vaterlande 
eine neue Belebung der Religion zu bemerken; im Jahre 1817 
wurde der erſte Verſuch gemacht, die evangeliſche Kirche wieder 
neu zu organiſiren. Stockungen in der Entwickelung in beiden 
Gebieten traten bald hervor; die Reform des Scheidungsrechts 
blieb liegen. Was Wunder, daß in dieſem Zuſtande Emanzt⸗ 
pationsverſuche Einzelner ſich zeigten. Der Hochſelige König 
Friedrich Wilhelm 1II. übte bereits Nachſicht gegen das Ge⸗ 
wiſſen einzelner Geiſtlicher; aber dabei blieb es nicht, weil man 
ſich in dem Fortſchritt befand und in dieſem ſich der Witerſtand 
gegen die Staatsgeſetzgebung organiſirte. Dadurch wurde die 
bisher geduldete Anarchie zu einem offenen Konflekt beider Ger 
meinſchaften umgeſtaltet. Dieſem unglücklichen Zuſtande muß 
abgeholfen werden. Es fragt ſich nur, auf welchem Wege. Die 
einen ſchlugen vor, wieder zurückzukehren zu dem früheren Zu⸗ 
ſtande der Unfreiheit und zwar den Geiſtlichen zu befehlen, ſich 
den Staatsgeſetzen zu beugen. Dieſen Weg zu befolgen, kann 
die Staatsregierung ſich nicht entſchließen; ſie würde dadurch 
dem Artikel 15 unſerer Verfaſſungsurkunde entgegentreten. Als 
zweiter Weg wurde vorgeſchlagen, den Zuſtand fortdauern zu 
laſſen, es dem Belieben der Geiſtlichen anheimzugeben, ſich mit 
ihrem Gewiſſen abzufinden. Allein auch dieſer Weg empfiehlt 
ſich nicht; es iſt dies ein Zuſtand der Anarchie. Der dritte 
Weg, der empfohlen worden iſt, war der, abzuwarten, bis es 
gelungen ſein würde, durch gegenſeitige Annäherung des Staats 
und der Kirche die Einigung wieder herbeizuführen, ein Weg, 
der von der Kirche bereits eingeſchlagen iſt. Nach den Ax ſich⸗ 
ten des Oberkirchenraths, der die Eheſcheidung nicht auf die 
zwei ſogenannten ſchriftmäßigen Gründe zurückführen will, würde 
ein Zuſammentreffen des Staats und Kirche ein rein zufälliges 
ſein. Es bleibt alſo kein anderer Ausweg, wenn beide Gebiete 
gedeihen ſollen, als eine Unterſcheldung — eine Trennung möchte 
ich es nicht nennen, denn dieſe iſt unmöglich — von Staat und 
Kirche als der Abſchluß der Ehegeſetzgebung, namentlich der Emfüh⸗ 
rung der bürgerlichen Ehe. Dieſelbe iſt in dem vorliegenden Ge⸗ 
ſetzentwurf, freilich in Verbindung mit der Reform des Scheidungs⸗ 
rechts, empfohlen, und darauf legt die Regierung großes Gewicht. 
Die Staatsregierung ſchlägt vor, das Intereſſe an der glücklichen 
Entwickelung der evangeliſchen Kirche, namentlich durch Ausfüh⸗ 
rung des Art. 15 der Verfaſſungsurkunde, durch Schaffung der 
Organe, welche die Kirche bisher entbehrt hat und welche ihr 
unentbehrlich find, um ihre volle Selbſtverwaltung zu erhalten, 
durch Eintritt der neuen Elemente in ihren Organen zu wahren. 
(Bravo rechts.) Es iſt aber noch dem Bedürfniß jener kleinen 
Religionsgeſellſchaften, welche noch keine Organe aufweiſen kön⸗ 
nen, dem Bedürfniß der Diſſidenten Rechnung zu tragen. 
Dieſen war ſchon feit dem Jahre 1847 nur unter der Bedin⸗ 
gung ihres formellen Austritis aus der Landeskirche die bürger⸗ 
liche Trauung geftattet. Viele haben Bedenken getragen, dieſen 
Austritt zu erklären. Für die Zukunft iſt aber die einfache 
Weiſe vorgeſchlagen, daß die bürgerliche Ehe auch ohne Austritt 


aus der Landeskirche denjenigen geftattet wird, die ſich in ihrem 
Gewiſſen dadurch beſchwert fühlen. Es handelt ſich nur noch 
um die Art der bürgerlichen Ehe. Die Regierung glaubt weder 
den Weg der Napoleoniſchen Geſetzgebung, noch den der obli⸗ 
gatoriſch⸗bürgerlichen Eheſchließung, noch endlich den der ſoge⸗ 
nannten Noth ⸗Ehe betreten zu dürfen; in letzterer Beziehung, 
weil im Fall der Trauungs⸗Verweigerung der Konflikt zwiſchen 
Staat und Kirche in jedem einzelnen Falle von neuem konſta⸗ 
tirt wird (Ruf rechts: Sehr richtig!) und weil dieſem Verhält⸗ 
niß ein Makel aufgedrückt würde, den der Staat nicht gelten 
laſſen kann. In Bezug auf die Diſſidenten ſchien es angemeſ⸗ 
ſener, es dem Einzelnen frei zu überlaſſen, ob er die Trauung 
nachſuchen wolle oder nicht. Hierdurch hat die Regierung dem 
Art. 12 der Verfaſſung volles Recht widerfahren laſſen. 

Die Regierung hat ſich alſo für die fakultative bürgerliche 
Ehe entſchloſſen und iſt darin dem freien England gefolgt. Die 
Regierung hat geglaubt, bei der Einführung einer ganz neuen 
Inſtitution ihre Gedanken voll und klar ausſprechen zu müſſen, 
und hat deshalb im §. 1 des Geſetzes ausdrücklich die prieſter⸗ 
liche Trauung als Form einer bürgerlich⸗gültigen Ehe anerkannt, 
und hat dadurch den Werth ausſprechen wollen, der auf dieſe 
Form auch noch ferner gelegt wird, und wodurch fie dem Ar⸗ 
tikel 14 der Verfaſſungsurkunde Rechnung zu tragen glaubt. 
Sie hat aber dann im 8. 2 die bürgerliche Eheſchließung als 
gleichberecht gt hingeſtellt und es dem Gewiſſen des Einzelnen 
überlaſſen, die prieſterliche Trauung ebenfalls nachzuſuchen. Die 
Staatsregierung glaubt in dieſer Weiſe dem Konflikt vorzubeu⸗ 
gen. Endlich iſt noch darauf aufmerkſam zu machen, in welcher 
Form die Erklärung vor dem Richter erfolgen ſoll, nicht in 
Form eines Kontraktes, ſondern in Form eines Gelübdes der 
Treue. In dieſem Sinne legen wir Ihnen den Geſetzentwurf 
vor und empfehlen Ihnen denſelben zu eingehenden Prüfung 
und Annahme (Bravo rechts). 

Auf den Vorſchlag des Präſidenten beſchließt das Haus, 
eine beſondere Kommiſſion von 21 Mitgliedern zur Prüfung 
des Geſetzentwurfes zu wühlen. Die Wahl durch die Abthei⸗ 
lungen ſoll am Sonnabend vor der Plenarſitzung erfolgen. 

Der Präſident bringt zur Kenntniß des Hauſes, welches er 
um Ruhe bittet, folgende Anträge der Abgeordneten v. Vincke 
(Hagen), Grabow, Rönne (Weſthavelland) und vieler An⸗ 
derer: „das Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, die ver⸗ 
trauensvolle Erwartung auszuſprechen, daß die K. Staatsregie⸗ 
rung das in dem Reſkripte des K. Konſiſtorii zu Königs⸗ 
berg an mehrere evangeliſche Pfarrer des Wahlkreiſes Moh⸗ 
rungen vom 21. v. M. bethätigte auffallende Verfahren ange⸗ 
meſſen rügen werde.“ — Motive: Das abſchriftlich anliegende 
Reſkript des K. Konfilterii zu Königsberg überſchreitet deſſen 
Befugniſſe und erſcheint geeignet, die konfeſſionelle Parität zu 
verletzen und die Freiheit der Wahlen zu beeinträchtigen, bei 
deren Aufrechthaltung das Haus der Abgeordneten vorzugeweiſe 
betheiligt iſt. Bei den kundgegebenen Abſichten der Staats- 
regierung darf das Vertrauen gehegt werden, daß es nur der 
Darlegung des Inhalts jenes Schriftſtückes bedürfen wird, um 
die geeigneten Maßregeln zu veranlaffen. 

Kultusminiſter v. Bethmann-Hollweg: Er habe ſofort 
wegen des Sachverhalts Information eingefordert und behalte 
feine Eutſcheidung bis dahm vor; indeß ſtehe er ſchon jetzt nicht 
an, die Richtigkeit der behaupt ten Thatſache vorausgeſetzt, den 
b.teeffenden Erlaß als unangemeſſen zu bezeichnen (Bravo!). — 
Abg. v. Vincke (Hagen) zieht in Folge dieſer Erktärung feinen 
Antrag, der nun feinen Zwick erfüllt habe, zurück. 

(Schluß folgt.) 

Breslau, 16. Februar. Am vorigen Freitag ſtarb in 
Hamburg die Gattin des Schauſpielers Hrn. von Strang an 
der Schwindſucht. Die Hingeſchiedene war früher unter dem 
Namen Emma Nemeth als Tänzerin bekannt. 

Oeſterreich. 

Aus Wien ſchreibt man der „H. B.⸗H.“, Oeſterreich 
habe ſeine Theilnahme an der Pariſer Konferenz von der durch 
England und Preußen garantirten Bedingung abhängig ge⸗ 
macht, daß die italieniſche Frage auf derſelben in keiner 
Weiſe berührt werde. 


chweiz. 

Bern, 15. Februar. Obgleich das Reſultat der Groß⸗ 
rathswahlen in Teſſin heute noch nicht ganz vollſtändig be⸗ 
kannt iſt, ſo kann doch der Sieg der Liberalen als ziemlich 
ſicher angenommen werden. Der Kanton iſt in 38 Wahlkreiſe 
getheilt; jeder wählt 3 Abgeordnete, ſo daß der Große Rath 
aus 114 Mitglievern beſteht. Geſtern Abend waren 57 Wah⸗ 
len bekannt, denen 46 den Liberalen, 11 den Konſervativen zu⸗ 
fallen. Die Aufregung der Bevölkerung war ſehr groß. An 
mehreren Orten erſchienen die Ultramontanen mit dem Kruzi⸗ 
ſix an der Spitze. Die Ruhe iſt in einigen Bezirken auf eine 
ſehr bedauerliche Weiſe geſtört worden. In Lugono kam es zu 
einem offenen Kampf; ein Bürger klieb todt auf dem Platze, 
viele, darunter der Liberale Oberſt Stoppani, find ſchwer ver⸗ 
wundet. In Faido, Giornico und den transalpinen Kreiſen 
Teſſerete und Seſſa haben Deppelwahlen ſtattgefunden in der 
Art, daß die beiden Parteien ſich zu geſonderten Wahlverſamm⸗ 
lungen konſtituirt hatten, fo daß die belreffenden Wahlen kaum 
gültig find. Der frühere Großrathe-Präſident Batlaglini, ger 
gen welchen vorige Woche ein nächtliches Attentat verübt wurde, 
iſt an mehreeen Orten gewählt. Eine große Demonſtration 
mit Fackelzug wird ihm zu Ehren vorbereitet. (Pr. 3.) 

Großbritannten und Irland. 

London, 15. Februar. Die Times ſprechen in ihrem 
neueſten (bereits telegraphiſch erwähnten) Artikel über die ita⸗ 
lieniſche Frage die Auſicht aus, daß der Kaifer Napoleon 
ſich bis zum Beginn des April gedulden und keinen Winterfeld⸗ 
zug unternehmen, in den erſten Tagen des Frühlings aber, 
wenn Oeſterreich fi bis dahin nicht nachgiebig gezeigt haben 
werde, zu den Waffen greifen werde. Die Times geben daher 
Oeſterreich den Rath, ſofort einen Termin zu beſtimmen, bie 
zu welchem es feine Truppen aus Mittel⸗Italien zurückziehen 
werde, und die guten Dienfte Preußens und Englands für eine 
Unterhandlung auf dieſer Baſis in Anſpruch zu nehmen. Auf 


nen und ſich für den Fall eines ausbrechenden Krieges vi 
die thätige Mitwirkung der übrigen Mächte ſichern. 


merika. . 

— Die „Hamb. Börſen⸗Halle“ anthält folgende telegroseg 

ſche Depeſche aus London vom 15. Februar Morgens. et 
hier eingetroffenen Privat⸗Nachrichten aus Hayti mit DEM m 4 
Plata“ ift die Republik allenthalben ohne weiteres Blutvergiekt 
geworden. Souleus, 


angenommen und Geffrard Präſident 
Alles macht ſich 


und Delva ſind nach Jamaica gegangen. 
friedigend. 


dieſe Weiſe werde Oeſterreich die Sympathieen Europas 5 
e 


Börſen⸗ Berichte. ; 
Stettin, 18, Februar. Witterung: regnigt. Temperatur ＋ N 


n D „ 
Auf beutigem Landmarkt beſtand die Zufuhr aus: — Wepl Jo 
en, 2 Wepl. Roggen, — Wepl. Gerſte, 3 Wapl. Hafer, — We 
rbſen, — Rübſen. Bezahlt wurde für: Welzen 54—60 Rt. Roach 
45— 49 Rt., Gerſte 32—34 Rt., Erbſen — — Rt. pr. 25 Schffl., Han 
30—32 Rt. pr. 26 Schffl. Rübſen — Rt. 
r An der Börſe: 
Weizen etwas feſter, loco gelber neuer pr. Söpfd. 58 Rt. 
pr. Frühjahr 83.85pfd, gelber 61½, %, Rt. bez., 82.85pfd. 60“ 
bez., Juni-Juli 83.85pfd. 62% Rt. bez. 
2 3 wenig en = 8 ſchwed. 42% 2 . 
. Frübj. 43% Rt. bez., Mai⸗Jun t. Br., Juni⸗ 4 
bez., Jull-Auguſt 45 Rt. Br., 44%, Gd. an 
Gerſte und Hafer ohne Handel. 
Rüböl bebauptet, loco 14½d' Rt. bez., 15 Br, pr. Februch 
148 Rt. Br., 14 %24 bez, pr. April-Mai 14% Rt. bez. u. Br, 1479 
Gd., pr. Sept.⸗Oktober 13%6 Rt, bez. 
Rappkuchen loco 156 Rt. bei Partien bez. 
Leinöl loco incl. Faß 12%, Rt. Br. 0 
Spiritus unverändert, loco obne Faß 19%, % bey, mit 9 
Ina BES ed GE I 
8 + pr. al-Jun 1% Br., 8 „pr. Juni-Ju 
% Br., 18 Gd., pr. Juli⸗Auguſt 17¾ 0% Br. e 


Die telegraphiſchen Depeſchen melden: 


Berlin, 18 Februar, Mittags 2 Uhr. Staatsſchulpſcheine 84, be 
rämien⸗Anlethe 3½ pCt. 116⅝ bez. Berlin-⸗Stettiner 105 Bl. 
targard⸗Poſener 85 Br. Köln⸗Mindener 135 bez. Dis konte 

Kommandlt⸗Antbelle 98% Br. Franzöf-Deſterr. St.⸗F.-A. 144 D 

. Mt. 95 Br. * 0 

onaen pr. Februar⸗März 45 ½, 5% bez., pr. Frühjahr 45%, 

bez., pr. Mai⸗Junf 45% bez., ½ Gd. e 

Nüböl loco 155/13 bez, pr. Februar 15%, Br., 5/24 bez., pr. dr 
lruar-März 15 Gd., pr. April⸗Mai 14% bez., % Br. 
Spiritus loco 199% bez., pr. Febr. Mär 19%, Ya bez, b. 
April⸗Mail 20, 20½½ bez., pr. Mal-Juni 20%, % bez. r 


Stettin, den 18. Februar 1859. 


| geford. | bezahlt | Gh_ 


| 


Stett. Dampfmühlen⸗Geſellſchaſt 4 % 80 
em, Genie Label = 


Benn » an e ee kurz 100 =: — 
M“ ge Nr eie e 2 Mt. 99 0 — 
e A kurz — — 
n ee Er Ba 2 Mt. 1511, — 
Amſterdam kurz — — 142% 
F 2 Mt.“ — — 142% 
Fonds eh ini LER bu — — 46 22 
1 1 ER 
rr An — — 2 80% 
a Te Shah, 3 Mt.“ — = 79/5 
Borde e in Ne kur“ — — — 
„ I een 3 Mt.“ — — — 
eee hl — = 109% 
Te 3 Mt.] — — — 
St. Petersburg Weh.“ — = — 
r kurze 95% =; 95 
reiwillige Staats⸗Anleihe 4 0 Q— — — 
Staats⸗Anleighnine 499 ↄ w̃— — — 
7 e 4 un) — — gr: 
Staats-Schuldfcheine - 3½ 0% — — — 
reuß. Prämien⸗Anleihe 3½0.00 — — — 
Pommerſche Pfandbriefe 4 % — — — 
— Rentenbriefe un Ye 1 — 
Ritt. Pomm. Bankaktien à 500 Rt. 
incl. Div. v. 1. Januar 18588. — 2 — 
Berlin-Stett. Eiſenbahn⸗Aktien. 4 % — — — 
E Prioritäts⸗ nase bi 90 — — — 
7. 75 4 0 2 2 er 
Stargard-Poſener Eiſenbahn-Akt. 34%  — — — 
A Prioritäts - 47 00 — — — 
9 7. — 2007 — 5 — 
Stett. Stadt⸗Obligationen. 4½% 99 — — 
Stett. Strom- Verſicherungs⸗Altien . 130 — — 
ruf, National⸗Verſicher.-Aktien 4 % “ 98 — — 
reuß. See⸗Aſſec.⸗Comp.-⸗Aktien 640 — — 
. ĩ ͤ ae EB BR Sb ar — — 105 
„ ARENA NE. 98 — — 
Stett. Börſenhaus-Obligationen. — — 101 
Stett. Schauipielhaus-Obligationend %  — — 100 
tett. Speicher⸗Aktieen 100 — — 
Speicher ⸗Vereins-Altien 120 — — 
Pomm. Prov.⸗Zucker⸗Siederei-Aktien . 2500 — — 
Neue Stett. Zucker⸗Siederei⸗Aktien . 850 — — 
Meſcheriner⸗ are Ant. 0 — — 
Bredower . — — — 
Walzmühl⸗ Aktien — — — 
Stett. Portland-Cement⸗ Fabrik.. 112 — — 
See Bemo igationend % — — 100 
tett. Lane e Alt. 800 — — 
Stett. Dampfſchiffs⸗Vereins⸗Aktien. 280 = — 
teue Dampfer⸗ Compagnie 77 en — 
rn 981% — * 1 
. 65 
Chemiſche Sabritantbeile -. - » .» ._. 900 — — 
Uſedom⸗Wolliner Kreis⸗Obligat. 5 ol 100 — . 
Greifenhagener do. 5 /] — — . 


u aber — 


Zur Kultur von Maulbeer⸗Anlagen 
für den Betrieb des Seidenbaues bin ich bereit, Knoll Saamen 
als Pflanzen abzulaſſen. 
Die günſtigen Erfolge vieler Züchter der Provinz und das 52 
Pommern laſſen die Aus hun 


deihen meiner und anderer Anlagen in 
tung dieſes werthvollen Kulturzweiges als ſehr nützlich erſcheinen ber 
28 


di te Witterung dieſes Wint t ei 
„ günſtigen rfolg der 40 1 rübfabre 
nlagen. GBuſt. Ad. To epffer. 
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